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Carte blanche

Mehr Eigenverantwortung der Länder
Von Rolf Weder*

Die Regierungen sind derzeit in vielen Ländern 
überfordert. Als Ökonom ist man besorgt, wenn 
man sieht, was insbesondere in der Eurozone 
abläuft – und zwar nicht erst seit zwei Wochen. 
Etablierte Erkenntnisse aus den Wirtschafts­
wissenschaften werden ignoriert. Übertreibun­
gen, weniger in den Märkten als vielmehr in den 
Aussagen der Staatsoberhäupter, weisen auf eine 
Orientierungslosigkeit hin. Dabei spielen sich 
viele Politiker gerne als Retter und Retterinnen 
der Gesellschaft vor den Fehlentwicklungen in der 
Wirtschaft, insbesondere der Bankenwelt, auf. 
Tatsächlich sind sie aber daran, sich selber zu 
retten – das heisst mit den Folgen ihrer verfehlten 
Schulden- und Währungspolitik der Vergangen­
heit fertigzuwerden.

Die derzeitige Krise weist meines Erachtens auf 
eine fundamentale Herausforderung hin, die es 
in Zukunft zu bewältigen gilt. Es geht um die 
Klärung der Arbeitsteilung zwischen Staat, 
Wirtschaft und Gesellschaft in marktwirtschaft­
lichen Systemen. Die Politik ist deshalb überfor­
dert, weil der Staat in vielen Ländern in den 
letzten Jahrzehnten Aufgaben übernommen hat, 
die er gar nicht erfüllen kann.

Ich meine damit insbesondere auch Aufgaben zur 
Steuerung des marktwirtschaftlichen Systems. 
Während die staatlichen Institutionen gerne in 
an sich funktionierende Märkte eingreifen (zum 
Beispiel in den Arbeitsmarkt oder in den Devisen­
markt), vernachlässigt die Politik Bereiche, in 
denen seit Langem ein grosser Handlungsbedarf 
besteht (zum Beispiel die Sicherung der Sozial­
versicherungssysteme oder der Umgang mit 
gemeinschaftlichen Ressourcen wie etwa den 
Weltmeeren). Es ist also nicht so, dass die Politik 
überall zu viel macht. Meines Erachtens setzt sie 
oft die falschen Prioritäten.

Nehmen Sie die Finanzkrise, welche ihren 
Ursprung in den USA nahm. Der Staat hatte dort 
über Jahre das private Wohneigentum gefördert 
unter dem Motto «jeder Familie ihr Einfamilien­
haus». Dazu kam, dass die US-Notenbank vor dem 
Ausbruch der Krise über längere Zeit sehr viel 

Hick up

Falsch begründete Krise oder vergessene Wilde

Geld gedruckt hatte, um die Wirtschaft rasch aus 
einem Konjunkturtief herauszuholen. Diese 
Geldmengen führten dazu, dass die Investoren 
nach Möglichkeiten suchten, dieses Geld anzu­
legen. Der staatlich geförderte Markt für Wohn­
eigentum erschien attraktiv.
Einige Banken wurden leichtsinnig, und sie 
kümmerten sich zu wenig um die Qualität der 
Anlagen. Sobald dann klar wurde, wie risikoreich 
diese Investitionen waren, wollten alle die 
entsprechenden Papiere loswerden, was zu 
grossen Schwierigkeiten im Finanzsystem führte. 
Der Staat griff ein, um die Ausbreitung der Krise 
zu begrenzen.

Nehmen Sie die Eurokrise, deren Ursprung 
auf die Gründung der Währungsunion in der 
EU zurückgeht. Der Euro war für die EU-Politik 
schon immer ein Symbol, um die Bedeutung der 
EU für die Bürger und Bürgerinnen in den Mit­
gliedstaaten zu demonstrieren. Dass man damit 
aber auch die Anpassungsmöglichkeiten von 

Ländern über den Wechselkurs sowie wichtige 
Instrumente zur Konjunkturbeeinflussung auf 
nationaler Ebene über Bord warf, wurde kaum 
beachtet. Zwar hatten 1992 immerhin 60 und 
1999 bereits 150 deutsche Wirtschaftsprofessoren 
in einem Manifest vor der Einführung gewarnt, 
unter anderem weil der Euro die Schuldenwirt­
schaft der Mitgliedsländer beflügeln könnte. Der 
Euro führt nämlich dazu, dass ein einzelnes Land 
staatliche Schulden zu relativ tiefen Zinsen und 
zum Teil auf Kosten der anderen Mitgliedsländer 
der Eurozone finanzieren kann. Doch wurden 
diese Warnungen belächelt.
Immerhin einigte man sich auf einige interne 
Regeln zur Beschränkung dieses Verhaltens. Ein 
Beispiel ist die vereinbarte maximale Schulden­

quote von 60 Prozent, ein anderes die im 
Vertrag enthaltene «No-Bailout- Klausel». Mit 
dieser Klausel wollte man – wie der Name sagt – 
signalisieren, dass die Mitglieder der Eurozone 
einem überschuldeten Land nicht helfen würden 
und dass deshalb Käufer von Staatsanleihen 
gut daran tun, unterschiedliche Risiken eines 
Staatsbankrotts von Ländern in der Eurozone zu 
berücksichtigen. 

Diese und andere Regeln wurden von der 
EU-Politik nicht beachtet, was die genannten 
Ökonomen (und auch die Märkte) von Anfang an 
vermuteten. Die Währungsunion hat ihre eigenen 
Regeln mehrmals gebrochen. Man müsse neue 
Regeln aufstellen und diese konsequent einhalten, 
tönte es letzte Woche aus Frankreich. Dass es 
solche Regeln innerhalb der Eurozone seit Beginn 
gibt und dass diese laufend verletzt wurden und 
immer noch verletzt werden, wird kaum öffentlich 
kommuniziert.

Die Regierungen haben also wesentlich zur 
Entstehung der Finanz- und Eurokrise beigetra­
gen. Ich bin überzeugt, dass ohne die genannten 
vehementen Eingriffe in die Märkte diese Krisen 
nicht oder nur in einem viel geringeren Ausmass 
entstanden wären. Es kommt dazu, dass der 
Bankensektor eine der am meisten staatlich 
regulierten Branchen darstellt.

Nicht erst seit heute weiss man aber, dass diese 
Regulierungen in eine ganz bestimmte Richtung 
verändert und vereinfacht werden müssten. 
Entscheidend ist dabei, dass Banken weiterhin 
Fehler machen dürfen, aber für diese Fehler 
vom Markt im Extremfall mit Konkurs bestraft 
werden können.

Not tut also eine Rückbesinnung der Politik auf 
ihre Kernaufgaben. Vernachlässigte Bereiche 
habe ich kurz genannt. Dabei sollte die Eigen­
verantwortung auf Länderebene und innerhalb 
der Länder wieder vermehrt betont und belohnt 
werden. Es braucht nicht überall internationale 
oder regionale Koordination und Integration.
* �Rolf Weder ist Professor für Aussenwirtschaft und 

Europäische Integration an der Wirtschaftswissen­
schaftlichen Fakultät (WWZ) der Universität Basel.
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Die Angst der 
Euro-Leader 
vor dem Volk
Von Daniel Vischer

Damit hatte niemand gerechnet, weder Freund 
noch Feind, weder in Griechenland noch im 
übrigen Europa . Dabei war es naheliegend, das 
Volk über die Bedingungen für Griechenlands 
Verbleib in der Euro-Zone abstimmen zu lassen. 
Damit die, die bluten müssen, selbst bestimmen 
können, welchen Preis sie zu bezahlen bereit sind. 
Das erste Mal wäre das Volk in vergleichbarer Lage 
vor der Unterzeichnung der Kapitulationsurkunde 
der Sanierer befragt worden. Papandreou handel­
te dabei gewiss nicht uneigennützig, das Referen­
dum wurde für ihn zum Hoffnungsschimmer, 
seine Machtstellung wider Erwarten doch noch 
behaupten zu können. Hätte das Volk Nein gesagt, 
wäre er als Held mit dem Volk untergegangen, 
hätte es zugestimmt, hätte er als kluger europäi­
scher Führer auferstehen können.

Solche Ad-hoc-Referenden haben immer etwas 
Plebiszitäres an sich. So liegt der Vorwurf des 
Machtmissbrauchs nicht daneben – abgestimmt 
wird nur, wenn und weil der Regierungschef es 
will. Allerdings wurde Papandreou nicht deswe­
gen von allen Seiten gemassregelt. Es war viel­
mehr die blanke Angst vor einem Nein des griechi­
schen Volkes, die vor allem das alte neue Euro- 
Führungsgespann Merkel/Sarkozy zur Weissglut 
brachte. Nicht unbegründet – seit Monaten gibt es 
in allen Grossstädten Massendemonstrationen, 
ein eigentlicher Volksaufstand ist nicht auszu­
schliessen. Eiligst nach Cannes beordert, wo 
Papandreou nicht nur wie ein Schulbube gedemü­
tigt wurde, sondern ihm der Rausschmiss Grie­
chenlands aus der Euro-Zone angedroht wurde, 
sollte das Volk der Rosskur nicht zustimmen. 
Offenbar hatte er vergeblich darauf hingewiesen, 
bei anhaltendem Spardiktat aus Brüssel könnte 
ein Staatsstreich drohen, in Griechenland ja nicht 
ganz ohne Tradition. Papandreou hatte sichtlich 
zu hoch gepokert und zog alsbald die Fahnen ein. 
Zurück nach Griechenland kehrte ein Mann, der 
sein Gesicht definitiv verloren hatte, als «Chef der 
Versager» endgültig gehen muss. Am griechischen 
Weg «Von der Kleptokratie zum Bankrott» – so der 
Titel eines neuen griechischen Bestsellers – ist er 
jedoch bestimmt nicht der Hauptschuldige.

Griechenland am Pranger. Freilich hatte es neben 
dem «keltischen Tiger» Irland mit durchschnittlich 
4,15 Prozent zwischen 1999 und 2007 das grösste 
Wachstum, derweil Deutschland damals als 
«kranker Mann Europas» galt. Gleichzeitig stiegen 
zwischen 2000 und 2010 die Lohnstückkosten im 
Vergleich zum «Lohndrossler» Deutschland um 
31,2 Prozent. Eine Verbesserung der Lage Grie­
chenlands kann nur vom Export kommen, wobei 
ein Weg gefunden werden müsste, trotz hohen 
Lohnstückkosten, gerade in Konkurrenz zu 
«Exportweltmeister» Deutschland, billiger anzu­
bieten. Normalerweise geschieht dies über 
Währungsabwertung – in einer Währungsunion 
indes ein verbauter Weg. Die Euro-Zone kennt 
wirtschaftliche Konstruktionsfehler, die anzu­
gehen die Zeit indessen kaum reicht, denn schon 
droht der Fall Italiens. Das Volk schweigt nirgends.
P. S. Auch die Schweiz wendete freilich beim 
UBS-Milliardenpaket Notrecht an.

Von Martin Hicklin

Wer macht sich schon Gedanken darüber, was 
es dazu braucht, dass die von süssem Fleisch 
ummantelten Samen eines Rosengewächses als 
Apfel in meine Hand kommen? Die rosige Frucht 
hängt jedenfalls nur am Ast, wenn das klappt, was 
rund 200 000 andere Pflanzenarten auch schaffen 
müssen: Die Pollenkörner mit den männlichen 
Anlagen auf den weiblichen Teil der Blüte, die 
Narbe, zu bringen. Die Bestäubung eben. 

Pflanzen stecken im Boden und nutzen andere. 
Den Wind etwa als blinden Staubschüttler oder 
ungezählte mobile Helfer aus dem Tierreich. Rund 
drei Viertel der auf Bestäubung angewiesenen 
Pflanzen zählen auf Hummeln und Bienen, Käfer, 
Fliegen, Motten, Schmetterlinge oder gar Fleder­
mäuse und Vögel. Sie vollbringen auf der Suche 
nach Nahrung und Nektar beiläufig das gute 
Werk. Indirekt bestäuben Imkerinnen und Imker 
mächtig mit. Bei uns meist im arbeitsreichen 
Hobby, in den USA oft in nahezu industriellen 
Massstäben. Ohne Bienen und deren Bestäu­
bungsservice gäbe es kaum Früchte und magere 
Ernten, heisst das Dogma.
Als darum in den USA ein rätselhaftes Völker­
sterben um sich zu greifen begann und auch die 
Grossimker vor verlassenen Stöcken standen, 

schellten die Alarmglocken. Das «Colony 
Collapsing Disorder» getaufte Phänomen bedroh­
te die kalifornischen Mandelplantagen, die auf 
eingesetzte Bienen angewiesen sind. Plötzlich 
war wenigstens klar, wie wenig man über solche 
Phänomene wusste. 
Auch hierzulande gab es Verluste. Die Bienen­
züchter, bereits von der eingeschleppten Milbe 
Varroa destructor geplagt, hatten allen Grund zur 
Furcht. Rasch waren die Rechnungen gemacht: 
Die finanziellen Folgen einer globalen Bestäu­
bungskrise würden in die Milliarden gehen. Noch 
schlimmer: Der Weltbevölkerung könnte Hunger 
drohen. Flugs gründete man Gremien, die da 
endlich genauer hinschauen sollten. Nicht ein­
fach, denn Insektenfachleute sind so rar geworden 
wie seltene Schmetterlinge.

Einer, der das Problem falsch begründet sieht und 
bereits 2005 gegen den Strom schwamm, ist 
Jaboury Ghazoul (44), Pflanzenökologe an der 
ETH, der jüngst untersucht hat, wer sich denn an 
die städtischen Blumen Zürichs heranmacht 
(viele Schwebefliegen). Bestäubungsforscher 
Ghazoul findet, dass die Wahrnehmung durch die 
Sicht auf kalifornische Mandelproduzenten und 
das in Europa beschriebene Verschwinden von 
Hummeln und Schmetterlingen verzerrt wird. 
Dabei verliere man aus den Augen, dass die meis­

ten Grundnahrungsmittel (wie etwa Mais oder 
Reis) nicht von tierischen Bestäubern abhängen. 
Wo dies aber der Fall sei, werde oft kleinräumiger 
angebaut, sodass wilde Bestäuber einspringen 
können. Zudem veränderten sich Populationen 
oft überraschend auch mal positiv, wie der 
ETH-Professor am letzten Freitag am vierzehntäg­
lichen öffentlichen Abendkolloquium der Basler 
Botanischen Gesellschaft darlegte.

Doch auch wenn er die Akzente falsch gesetzt 
sieht, Entwarnung gibt Ghazoul nicht. Der Spezia­
list für Ökosysteme glaubt, dass man unbedingt 
den unscheinbaren Helfern aus der «Wildnis» 
mehr Aufmerksamkeit schenken müsse. Denn wo 
industrialisierte Landwirtschaft deren Heimat auf 
naturbelassenen Inseln bedrängt, bleiben auch 
die wilden Helfer aus. Diese Zusammenhänge 
müsse man auf jeden Fall erforschen, wolle man 
frühzeitig auf rasch eintretende Veränderungen 
aufmerksam werden. 
Bis es denn so weit ist, empfiehlt Jaboury 
Ghazoul, zu Hause ein Bienenhotel aufzustellen 
und Boden und Borde freizuhalten, in denen die 
Schar der Trauer-, Hosen- und Filzbienen, oder 
wie sie immer heissen, unterkommen kann. 
Ein Blick auf amerikanische Quellen zeigt derweil: 
Die diesjährige Mandelernte in Kalifornien bricht 
alle Rekorde. 

Die Politik setzt 
wirtschaftlich oft die falschen 
Prioritäten. Not tut eine 
Rückbesinnung der Politik 
auf ihre Kernaufgaben.


